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A n m e r k u n g :
Der vorstehende Protest ist langfristig geplant und 
vorbereitet worden. Er ordnet sich ein in die kom­
plexen .Aufsichtsmaßnahmen zur Bekämpfung und Ver­
hütung von Gefährdungserscheinungen, die der Ent­
wicklung der Kinder und Jugendlichen zu sozialistischen 
Persönlichkeiten entgegenwirken und somit das Vor­
feld für die Entstehung von Jugendkriminalität dar- 
stellen.
Das politische Anliegen des Protests wurde vom Staats­
anwalt des Bezirks eingehend im Leitungskollektiv 
beim Bezirksschulrat erläutert, und es wurde gemein­
sam nach Wegen zur Beseitigung der festgestellten 
Gesetzesverletzungen gesucht. Die Kreisschulräte wur­
den angewiesen,
— das Problem der Schulpflichtverletzungen sowie die 

gesetzlichen Möglichkeiten der staatlichen und ge­
sellschaftlichen Reaktion darauf in Direktorenkonfe­
renzen eingehend zu behandeln und die Ergebnisse 
der Beratung in einem Protokoll nachzuweisen;

— dafür zu sorgen, daß die Schuldirektoren allen päd­
agogischen Mitarbeitern ihre Verantwortung für die 
Verhinderung von Schulbummelei und die entspre­
chenden gesetzlichen Maßnahmen dazu erläutern;

— eine strenge Ordnung an den Schulen hinsichtlich 
der Einhaltung der Schulpflichtbestimmungen und 
die Meldung von Schulbummelei als besonderes 
Vorkommnis zu sichern;

— zu gewährleisten, daß in hartnäckigen Fällen von 
Schulbummelei ohne Verzögerung vom Direktor An­
trag auf Beratung durch ein gesellschaftliches Ge­
richt gestellt wird;

— dem Unterrichtsausfall konsequenter zu begegnen, 
indem z. B. umfassender die Vertretung der Lehrer 
organisiert wird.

Um den Protest über den Verantwortungsbereich des 
Bezirksschulrats hinaus wirksam zu machen, wurde er 
auch den gesellschaftlichen Leitungsorganen im Bezirk, 
die für die Verwirklichung der sozialistischen Jugend­
politik Verantwortung tragen (so der FDJ-Bezirkslei- 
tung, dem Vorsitzenden der Pionierorganisation „Emst 
Thälmann“ im Bezirk, dem Leiter der Jugendkommis­
sion beim Bezirksvorstand des FDGB u. a.) zur Kennt­
nis gebracht. Eine Pressekonferenz, auf der* Vertreter 
der FDJ-Bezirksleitung, des Bezirksschulrats und der 
Sicherheits- und Justizorgane Probleme der Entwick­
lung, Bekämpfung und Verhütung der Jugendgefähr­
dung sowie der Jugendkriminalität im Bezirk darlegten, 
gab den Publikationsorganeh Aufschluß darüber, welche 
Unterstützung von ihnen auf diesem Gebiet erwartet 
wird.
Zur Kontrolle über die Durchführung der vom Bezirks­
schulrat eingeleiteten Maßnahmen wurden die Kreis­
staatsanwälte beauftragt, sich sofort mit den Stadt- 
bzw. Kreisschulräten in Verbindung zu setzen und 
wirksame Unterstützung bei der Information und 
Schulung der Direktoren der Schulen zu geben.

Hans-Werner B ä s e i t ,  Staatsanwalt 
beim Staatsanwalt des Bezirks Potsdam

Im Staatsverlag der DDR erscheint in Kürze:
Autorenkollektiv unter Leitung von Prof. Dr. Orschekowski: 
Kriminalitätsvorbeugung und -bekämpfung im Betrieb
Etwa 350 S.; Preis: etwa 8,50 M
Die Verantwortung der Betriebe (gesellschaftliche und rechtliche Grund­
lagen) bei der Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität / Erschei­
nungsformen, Ursachen und begünstigende Bedingungen der Straf­
taten und kriminellen Gefährdung / Die Mitwirkung der Betriebe Im 
Strafverfahren / Die Aufgaben der Betriebe bei der Verwirklichung 
der Strafen ohne Freiheitsentzug / Die Wiedereingliederung entlasse­
ner Strafgefangener in den Betrieb
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